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Gerate um Sie Ri
Wer wird Reichskanzler ? -

Am 10 . Januar sollen die offiziellen Verhandlungen über
die Regierungsbildung beginnen . Ein Schwärm
von Gerüchten und Zeitungsartikeln eilt ihnen voraus . Die

Luft ist voll Versuchsballons und Enten .

Einige der Versuchsballons sind schon geplatzt . Man

spricht nicht mehr von der Regierung , die ohne Benehmen
mit dem Parlament eingesetzt werden und mit dem Ar -
tikel 48 regieren soll . Daraus darf man schließen , daß der

Reichspräsident für solche Abenteuer nicht zu haben ist .

Die Vorgänge der nächsten Zeit werden sich also im

Rahmen der Verfasiung abspielen . Der Reichspräsident wird
den Reichs tagspräsidenten und die Parteiführer
hören , er wird dann mit der Bildung der Regierung einen
Mann betrauen , von dem er annimmt , daß er ein p a r l a -

mentarisches Kabinett zustande bringen kann .

Wer wird dieser Mann sein ? Darüber wird sehr viel

?
sc redet , aber das wird wohl ernstlich erst nach den Be -

prechungen des Reichspräsidenten entschieden werden .

Man hat vom Domkapitular Leicht gesprochen , also
von einer Regierungsbildung unter Führung der Bayerischen
Volkspartei . Das war wohl nie ernst zu nehmen , da war der

Wunsch , das Zentrum in eine Klemme zu bringen , der Vater
des Gedankens .

Dauernd bleiben die Ramen C u r t i u s und S t e g e r -
w a l d im Vordergrund , besonders von dem ersten wird viel

geredet . Ein Gerücht , das selbstverständlich falsch war , hat
sogar behauptet , daß er schon beauftragt sei . Ja , man
wollte schon die Mitglieder seines Kabinetts kennen :
G r ö n e r , Reichswehr , W i r t h, Finanzen , Koch , Inneres

usw . Darüber heftiger Schreck im Hause Hugenberg . Man

erkundigt sich bei der Volkspartei und erfährt zu seinem Glück ,
daß nichts daran wahr sei. Es wird erklärt , daß für die

Deutsche Volkspartei nur die Bildung einer Regierung der
b ü r g e r l i ch e n M e h r h e i t mit den Deutschnationalen als

erstes Ziel in Betracht komme . Wenn eine derartige Regie -
rungsbildung am Widerstand des Zentrums scheitere , müsse
die Verantwortung für die zunächst notwendige Bildung einer

Mehrheitsreßierung d e m Z e n t r u m überlassen bleiben .

Herr Curtius , der volksparteiliche Wirtschaftsminister ,
würde also von seiner Partei die Erlaubnis zur Bildung eines

solchen Kabinetts nicht bekommen , selbst wenn er es bilden

wollte . Die Volkspartei will , da der Bürgerblock politisch nicht

nicht möglich ist , den Kanzlerposten dem Zentrum über -

lassen . Dieses hat übrigens in seiner Presse bereits erklärt ,

daß es ihm unmöglich scheine , die beiden wichtigsten Posten .
Außenministerium und Reichskanzlei , in die Hände der

Volkspartei zu legen .

Daß der Bürgerblock , die „ große Rechte " oder die

. . kleine Rechte " wenigstens zurzeit nicht in Betracht kommen .

Polens Außenpolitik .
Minister Zaleski wünscht gute Beziehungen zu

Deutschland .

Warschau . S. Januar . ( Eigener Drahtbericht . ) In der Sejm -

kominission für au - wärtige Angelegenheiten hielt Außenminister

Zalcski eine programmatische Rede , die sich zu einem großen Teil

mitderAushebungderMilitärkontrolleinDeutsch -
l a n d befaßte . Der Minister erklärte u. a. . daß die Wirksamkeit der

Nachiorschungskommission des Völkerbundes derjenigen einer Militär -

kontrollkommission durchaus gleich käme . Die Einsetzung dieser

Kommisston beruhe aus dem Versailler Vertrag , der vor allem schon

deshalb streng eingehalten werden müste , weil er im Sinne seiner

Schöpfer die erste Etappe zur a l l g « m e i n e n Abrüstung darstellen

solle . Sämtliche Tendenzen , die einen Unterschied zwischen der

Befriedung in Ost - und Westeuropa anstreben , seien als ein Verstoß

gegen den Frieden zu betrachten . Im übrigen wünsche Polen ange -

sichts der zahlreichen deutsch - polnischen Interessen dauerhaste

und gute Zusammenarbeit mit Deutschland . Aber

es könne die beunruhigenden Tendenzen in Deutsch -

l a n d . die eine Verschärfung der Beziehungen onstrebten . nicht mit

Schwelgen übergehen . Diese Tendenzen , die zweifellos nur ein

Teil des deutschen Volkes verfolge , bildeten trotzdem eine Gefahr

für den europäischen Frieden .
Der Außenminister erklärte , daß Polen nach wie vor den Ab -

schluß eines Abkommens mit Rußland zur gegenseitigen
Erenzsicherung anstrebe . Polen oersuche nicht , einen onti -

russischen Block unter englischer Führung zu bilden . Hinsichtlich

Litauens habe Polen keinerlei Absicht , sich in die innerpolitischcn

Vorgänge dieics Landes einzumischen Von diesem Standpunkt lasse

sich die Regierung auch durch die aggressiven Erklärungen der neuen

Regierung in Kowno nicht abbringen . Polen sei außerdem bereit ,

nachbarliche Beziehungen mit Litauen aufzunehmen und teile nicht

die Utauisch « Ansicht , nach der sich dieses Land mit Polen im

Kriegszustand befinde .

Baltische Bertragspläne .

Riga . 5. Januar . ( Eigener Drahthericht . ) Die Revaler Konferenz

der Außenminister Lettlands , Estlands und Finnlands hat beschlosien ,
die unterbrochenen Verhandlungen niit Rußland zum Abschluß eines

Garantievertrages wiedeit aufzunehmen . Man stimmt völlig überein .

daß der Vertrag Bestimmungen nicht enthalte » darf , die gegen de »

gierungsbilöung .
Wo nimmt man Anschlntz ?

sieht die Volkspartei ein . Sie erklärt in ihrer parteioffiziellen
„ Nationalliberalen Korrespondenz " :

Das Zentrum hat in einer Reihe von Press etundgebunger , die
an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig liehen , erklärt , daß e »
unter keinen Umständen für eine Regierung der sogenann -
ten kleinen Rechten , d. h. einer ausgesprochenen Rechts tgali »
t i o n, zu haben sei. Die „ Germania " hat sogar angekündigt , daß
eine derartige Regierung nicht einen Tag im Parlament leben

würde , und der parlamentarische Dienst des Zentrums hat in einer

besonderen Auslassung ausdrücklich auf den erwähnten Artikel der
„ Germania " hingewiesen und betont , daß er die Meinung der

Reichstagsfraktion des Zentrums wiedergebe . Unter diesen
Umständen kann man die Kombination der kleinen

Rechten als glatt erledigt betrachten . Kein Der -

ständiger könnte der Deutschen Volkspartei zumuten , sich cm einem

solchen aussichtslosen Gebilde zu beteiligen . Die Verworrenheit der

Lage , die Tatsache , daß es rechts wie links an klaren Mehrheits -

Verhältnissen fehlt , machen es dagegen erforderlich , daß Zentrum
und Deutsche Volkspartei , überhaupt die Parteien der Mitte , bei

der Lösung der Krise zusammenarbeiten . Die Mitte wird

und muß auch jetzt wieder Kern der zukünftigen

Regierung sein . Dollends erscheint uns , wie gesagt , jeder

Lösungsversuch von vornherein zur Scheiterung verurtellt , der es

dem Zentrum gestattet «, sich der Verantwortung zu entziehe » und

doch dabei eine Stellung einzunehmen , die das neu « Kabinett auf
Gnade und Ungnade in seine Hand gäbe .

Damit wäre man wieder am Ausgangspunkt angelangt .
Die Entscheidung liegt beiderMitte , und die Mitte weiß

nicht , was si « will . Die Volkspartei möchte gern den Bürger -
block , oder , wenn das nicht möglich ist , eine Regierung der

Mitte mit einer offenen Tür nach rechts , andere wollen die

Große Koalition oder , wenn das nicht möglich ist. eine Re -

gierung der Mitte mit einer offenen Tür nach links — ein -

zeln und schüchtern melden sich einige Stimmen für die Wei -

marer Koalition . Stegerwald wird als der Mann ge -
nannt , der entweder die Große Koalition oder die Regierung
der Mitte machen soll .

Wir haben bisher darauf verzichtet , zu all diesen Kombi -

Nationen , die täglich wechseln , Stellung zu nehmen . Die ganze
Methode , nur von Personen und Kombinationen zu sprechen ,
scheint uns verfehlt . Man sollte lieber erst fragen , welche
Politik im Interesse des deutschen Volkes notwendig ist
und sich dann für diese Politik die Mehrheit suchen . Die S o -

zialdemokratie hat darüber bekanntlich ihre eigenen
Ansichten , und sie ist ebenso bereit , eine ihr nützlich erscheinende
Politik durch sachliche Mitarbeit zu unterstützen , wie sie ent -

schlössen ist , eine schädliche mit aller Schärfe zu bekämpfen .
Im übrigen kann das ganze Treiben um die Regierungs -
bildung sie nur in ihrer Ueberzeugung bestärken , daß sie erst
durch dienächstenWahlendie Stellung erringen wird ,
die ihr gebührt .

Völkerbund verstoßen . Ferner hat die Konferenz die Bildung eines

standinavisch - baltischen Staatenblocks zur Wahrung
der Interessen im Völkerbundsrat angeregt .

Jaschiftenjuftiz .
Einkerkerung und Enteignung eines Drnckereibefitzers .

Mailand . S. Januar . ( EP . ) Der Druckereibesstzer E s p o st i in

Bologna ist zu fünf Jahren Zuchthaus und Einziehung
seiner Druckerei verurteilt worden , weil die Polizei im Ok-
tober bei ihm den Satz eines kommunistischen Manifestes über die

russische Revolution , sowie ein Manifest gefunden hat , das am

Tage der Ankunft Mussolinis in Bologna hätte verbreitet werden

sollen .
*

Diese Manifeste , von denen eines noch dazu von dem freund -
schaftlich mit Mussolinien verbündeten Sowjetrußland handelte , sind
offenbar beide gar nicht gedruckt und verbreitet , sondern schon vor

ihrer Fertigstellung der Polizei verraten , wenn nicht gar auf ihre
Bestellung angefertigt worden !

_

Imperialistische vorwänüe .
„ Begründung " der Einmischung in Nicaragua .

Mashinglon . 5. Januar . ( Reuter . ) In der Umgebung des

Präsidenten Coolidge wird die Meinung vertreten , daß die Der -

einigten Staaten gezwungen sind , ihre Politik gegenüber Nicaragua
zum Schutze des Lebens und Eigentuins der amerikanischcn Staats -

angehörigen fortzusetzen , zumal zahlreiche Nordamerilaner
dort hohe Positionen inne hätten . Außerdem hätten die Vereinigten
Staaten Rechte in Nicaragua , da sie über drei Millionen Dollar

zum Bau eines Kanals , der die Westküste mit der Ostküsie ver -
binden soll und zur Anlegung einer Ma r i n e b a s i s in der Bucht
von Fonseca bezahlt hätten .

Die Magdeburger Disziplinarsache . In der seit Monaten schwe -
benden Disziplinaruntersuchung gegen die Magdeburger Richter
H o f f m o n n und Kalling hat der Generalstaatsanwalt in

Naumburg jetzt die Anichiildigungsjchrift fertig -
gestellt und an den Difziplinarsenat beim Oberlandesgericht
Naumburg weitergegeben .

Mein Prozeß .
Nach der Entscheidung deS Reichsgerichts .

Bon Felix Fechenbach .

Wir geben dem Genossen Fechenbach in seiner
eigenen Angelegenheit um so lieber das Wort , als wir

feit
Jahren von seiner Unschuld überzeugt sind und sür

ie gekämpft haben . ( Red . des „ Vorwärts " . )
Die nach einem vierjährigen Kampf herbeigeführte Ent -

scheidung des Reichsgerichts hat das vom Münchener Volks -
gericht gegen mich gefällte Zuchthausurteil aufgehoben . Der
5. Strafsenat hat in seinem Beschluß ausdrücklich festgestellt :
„ Die Verurteilung des Fechenbach wegen Veröffentlichunq
des Ritter - Telegramms ( 10 Jahre Zuchthaus . Die Red . ) ist
zu Unrecht erfolgt . " Demgegenüber vergegenwärtige man
sich die Ausführungen des Staatsanwalts , der in seinem Plä -
doyer , nachdem er 15 Jahre Zuchthaus beantragt hatte , er -
klärte : „Ich bedauere , daß mir die gesetzlichen Bestimmungen
nicht gestatten , eine höhere Strafe zu beantrage . i . "

Als kurz nach der Urteilsverkündung der Republikanische
Richterbund in einer öffentlichen Erklärung gegen Verfahren
und Urteil protestierte , nahm der Deutsche Richterbund das
Volksgerichtsurteil in einer Gegenerklärung in Schutz und
erhob gegen den Republikanischen Richterbund den Vorwurf
des Eingriffs in die Rechtspflege . Es entbehrt nun nicht
eines gewissen Reizes , daß der Reichsgerichtsbeschluß , der
ausdrücklich feststellt , daß die Verurteilung zu Unrecht erfolgt
sei . vom ersten Vorsitzenden desselben Deutschen Richter -
bundes , vom Senatspräsidenten Reichert , mitunter -
zeichnet ist .

- Der Spruch des Reichsgerichts ist eine schwere Nieder -
läge für die politisierte bayerische Justiz . Das um so mehr ,
als das Bayerische Oberste Landesgericht in seinem Gut -
achten vom 30 . Oktober 1323 keinerlei rechtliche Einwendungen
gegen das Volksgerichtsurteil finden konnte und der Wieder -
aufnahmeantrag in erster Instanz vom Landgericht
München I abgewiesen worden war . Erst die sofortige Be -
schwerde zum Reichsgericht brachte den Erfolg . Trotzdem
kann der Beschluß des Reichsgerichts nicht voll befriedigen .
Die Verurteilung zu 10 Jahren Zuchthaus wurde zwar als
zu Unrecht erfolgt erklärt , aber mit der rein formal - juristi -
scheu Begründung der Verjährung nach 8 22 des Preß -
gefetzes . Selbst wenn der Senat mit Rücksicht auf den 8 22
des Preßgesetzes erklären mußte , daß überhaupt nicht ver -
handelt werden dürfe , so war es angesichts der außerordent -
lich schweren Rechtsverletzung durch das Volksgericht doch
notwendig , auch die Schuldfrage zu prüfen . Es steht heute
fest , daß die entscheidenden „Feststellungen " des Volksgerichts .
auf die sich das Urteil stützte , absolut irrig , wenn nicht will -
kürlich waren . Trotzdem liest man im Beschluß des Reichs -
gerichts wiederholt die Wendung : „ Vorausgesetzt , daß die

Feststellungen des Volksgerichts richtig sind . . Nicht mit
einem einzigen Satz geht das Reichsgericht auf diese „Fest -
stellungen " ein . Wäre es geschehen , dann hätte der Senat
die Konsequenz ziehen und erklären müssen , daß auch dann ,
wenn Verjährung nicht in Frage käme , auf F r e i s p r u ch
hätte erkannt werden müssen . Das aber gerade wurde ge -
flissentlich oermieden , und ich bin überzeugt davon , daß die

Juristen einen Paragraphen ausfindig zu machen wissen , aus
dem sich nachweisen läßt , daß das Reichsgericht zu einer
solchen Erklärung zwar berechtigt , aber nicht mit zwingendem
Recht verpflichtet sei .

In der Sache Gargas wurde die sofortige Beschwerde
gegen den Landgerichtsbeschluß vom Reichsgericht für unbc -

gründet erklärt . Hier handelt es sich um die politische Be -

richterstattung an das Bureau Gargas . Diese Berickste ent¬

hielten keine Geheimnisse , sondern politische Informationen ,
die man im wesentlichen auch aus der Tagespresse entnehmen
konnte . Um so merkwürdiger muten manche Sätze aus der

Begründung des reichsgerichtlichen Beschlusses an . So heißt
es zu den Berichten über ungesetzliche Zustände in den bayeri -
scheu Einwohnerwehren , diese seien

„ in der Regel nur dann im Interesse des Reichswohles
geheimzuhaltende Tatsachen im Sinne des § 32 StGB . , wenn

ausdrücklich oder stillschweigend der Vorwurf erhoben wird , daß die

Regierung solche ungesetzlichen Zustände begünstige . "

Die Notwendigkeit der Geheimhaltung wird dagegen ver -

neint , wenn der Vorwurf der Billigung ungesetzlicher Zu -
stände nur nachgeordneten Amts - oder Kommandostellen ge -
macht wird . Run steht das Reichsgericht aber gerade in der

Betonung der Beziehungen von Orgesch und Ein -

wohnerwehr zur Reichswehr Nachrichten , „ die ,
wenn sie auf Wahrheit beruhten (! ! ) , unbedingt die Kenntnis
und Duldung der Reichsregierung voraussetzen " .

Und an einer anderen Stelle :

„ Berichte von der Art der Fechenbachschen mußten die aus -

wärtigen Regierungen in dem tatsächlichfalschcn (! ! ) Glauben

bestärken , daß diese Verbände entgegen den Erklärungen der deutschen
Regierung militärisch organisiert seien , und daß die Einzelheiten
der Organisation von der deutschen Regierung geheimgehalten
würden , um den militärischen Charakter der Verbände nicht offenbar
werden zu lassen . "

Es gehört schon allerhand dazu , heute , nachdem die Er -

gebnisse der Verhandlungen in den Femeausschüssen des

Reichstags bekannt sind , in Abrede zu stellen , daß die baye -
rischen Einwohnerwehren militärisch organisiert waren und

Beziehungen zur Reichswehr unterhalten haben . Außerdem
lassen sich mit Sätzen , wie die oben zitierten , ungezählte
Landesverrotsanklagen gegen das „ Berliner Tageblatt " «



yegen Me „Bosflsche ZeitlMg� , »Frankfurter Zeitung " , „ Well

ain Montag " , „ Weltbühne " und gegen die gesamte sozial »
demokratische Presse begründen . Es wäre nur die logische
5? onseguenz solcher Formulierungen , wenn der Oberreichs -
nnwalt aus Grund der im vergangenen Jahre erfolgten Ver -

risfentlichungen über Reichswehr und Wehrorganisationen
gegen die genannten Zeitungen Anklage wegen vollendeten

Landesverrats erheben würde .

Es ist ein unerträglicher Zustand , daß jeder Journalist
und jeder Redakteur seinen Kopf in der Schlinge des Landes -

vcrratsparagraphen hat , wenn er es unternimmt , ungesetz -
liche Zustände in Reichswehr und Wehrorganisationen der

Oeffcntlichkeit zur Kenntnis zu bringen . Eine solche sinn -

widrige Handhabung des § 92 RStGB . bedeutet , daß damit

objektiv gesetzwidrigen und verfassungsfeindlichen Organi »
fationen ein vom Gesetz ihnen weder zukommender noch vom

Gesetz wirklich vorgesehener Schutz gegenüber Anhängern der

bestehenden verfassungsmäßigen Staatsform zugute kommt .

Es sei zum Schluß noch eine Stelle aus der umfang -
reichen Begründung des Reichsgerichts erwähnt , die zu nahe -
liegenden Bergleichen mit der Beurteilung von Handlungen
rechtsgerichteter Personen zwingt . In der Begrün -
dung des reichsgerichtlichen Beschlusses zum Falle Gargas
beißt es u. a. : „ Daß Fechenbach überzeugt war , durch seine

Handlungsweise im Enderfolg einen für das eigene Vater -
land n ü tz l ich e n politischen Kampf zu führen , mag dahin -
gestellt bleiben . Denn der Zweck heiligt nicht die Mittel . "

Steht ein Fememörder vor Gericht — es sei nur an den „ ollen ,
ehrlichen Soldaten " K l a p p r o t h erinnert — , dann ist der
Zweck seiner Handlungsweise stets ein Umstand , der die

Richter milde stimmt . Aber wir leben in Deutschland und

angesichts unserer politisierten Justiz muß man es schon als
einen großen Erfolg buchen , daß im vorliegenden Rechtsfall
das vergewaltigte Recht wenigstens teilweise wieder her -
gestellt wurde . Der alte Glaßbrenner hat schon Recht gehabt :
„Gerechtigkeit ist eine schöne Sache , aber es gibt auch Iustnz . "

die Runöfunkzenjur .
Der leipziger Zensor schützt Habsburg !

Die Voltsbundzeitschrift „ Ocsterrcich - Deutschlond " be -

richtet : Der Dichter Robert H o h l b a u m - Wien sollte
am 18 . November im Leipziger Rundfunk sprechen . Daraus

ist nichts geworden . Denn der Zensor der sächsischen
Regierung bean st anbete in dem vorgelegten
Manuskript einige Offenherzigkeiten über das Haus Habs -

bürg . . . Als sich Dr . Hohlbaum bereits im Senderaum be -
fand , wurde ihm mitgeteilt , daß die politische Ueberwachungs -
stelle seinen Vortrag der Begutachtung des Aus -

wärtigen Amtes in Berlin vorlegen müsse ! !
Dr . Hohlbaum verzichtete demnach . Er machte den „ Leip -
zlgsr Neuesten Nachrichten " folgende Mitteilung :

Ich verwahre mich aus das entschiedenste dagegen , ich sei „ ver -
bindert " gewesen , den Vortrag zn halten . Ich war pünktlich zur
Stelle , obwohl ich nur ein „ schlampiger Österreicher " bin . Ich bin

zwei Nächte durchgesahren , um pünktlich zur Stelle zu sein : außer -
. d <m habe ich eine Vorlesung in Freiburg im Jreisgau abgelehnt .
tum den Leipziger Bortrag zu ermöglichen . Um 7 Uhr IS im

Leipziger Senderaum zur Stelle , ersahr « ich, daß seit 17. d. M. eine

Politisch « Ueberwachungsstelle eingesetzt sei , die olle politischen Vor -

tröge kontrollieren müsse . . Auch mein Thema , obgleich ein historisch -
fulturpoliiisches , wurde dem unterworfen . Als besonderes Kuriosiim
hebe ich hervor , daß von dem republikanischen Vertreter der säch -
fischen Regierung sen « Stelle » meines Vortrages , die sich gegen die

chodsburger und den österreichischen Adel richteten , beschlag -
nahmt wurden . Welchen ermutigenden Eindruck der ganze Borgang
aus mich machte , der geeignet ist . den A n s ch l u ß g e g n e r n in

Oesterreich Lorschub zu leisten , muß ich nicht erst sagen .
Wenn das die Tätigkeit der Rundfunküberwachungs -

stelle nicht etwa in Bayern , Braunschweig oder Thüringen
ist , so wäre keine lleberwachung gewiß besser als eine

derartige !

Junggefellenöammerung .
Don Paul Guimann .

Nach den vielen unausgeführien Feldzugsplänen des vcr -

gangcnen Jahres hat Mussolini einen neuen Schlochtplan entworfen ,
womit er seinen Heldenkränzen ein neues Lorbeerreis hinzufügen
wird , den Kampf gegen den Junggesellen . Mit der eisernen Kon -

sequcnz , die dem Duce eigentümlich ist , sieht er in dem Unverheirateten
den gefährlichsten Feind des faschistischen Staates , den Mann , der

sich von der vornehmsten Pflicht des Bürgers z » drücken sucht : Sol¬
daren zu produzieren . Denn der Faschismus braucht nicht das Talent ,
nicht die Intelligenz, , nicht die individuelle Leistung , sondern Sol -
daicn , Soldaten und nochmals Soldaten .

Aus diesem Grunde hat Mussolini in einer flammenden Kund -

gebung geschworen , den Junggesellen durch eine vernichtende Steuer

ailszurvtten . „ Wer sich gegen die Familiengemeinschaft verschwört, "
so sagt er , „ indem er sich weigert , eine eigene zu begründen , ist ein
Verräter am Staat . " Ehelosigkeit ist also für Mussolini nicht die
Folge bestimmter Ursachen , wie Arbeitsmangcl und Armut , sondern
er wittert uuch im Junggesellen einen Verschwörer , einen Attentäter

gegen di ? Familie ! Wenn er von ihm spricht , schanmt er von Gift
und Kalle , wie umgekehrt ein sitzengebliebenes Mädchen , wenn es
erfährt , daß die jüngere Freundin sich verlobt hat . Ein Psycho -
analytiker würde vielleicht daraus den Schluß ziehen , daß der Dik -
lator , der einzige freie Mensch in Italien , Rache übt , weil ihm eine
Fessel nicht erspart geblieben ist , die der Ehe . Wie dem auch sein
mag , kein älteres lediges Mädchen köimte den Junggesellen giftiger
hassen al » Mussolini „ Niemand ist imstande , seinem Vaterland zu
hellen , sei es nun durch seine Arbeit , sei es mit Hilfe seiner geistigen
Fähigkeiten , wenn er nicht in der Lage ist . zwei gesunde Mitbürger
zu hinterlassen . " Das heutige Vaterland Italien pfeift demnach aus
die Dienste , die Michelangelo , Raffael , Lionardo und zahlreiche andere
im Ausland als Genies verehrte Junggesellen ihn , geleistet haben ,
und nennt sie glattweg Verräter . Die ganzen vatikanischen Malereien
und Plastiken eines solchen Hundsfotts und Junggesellen schenkt
Mussolini für zwei stramme Faschisten , die ihr Mordhandwert ge -
lernt haben . Nur in etwa » republikanisch angehauchten Staaten
kann man Ehelose wie Kant , Schopenhauer , Nietzsche als brauchbare
Mitglieder der Gesellschaft ansehen . In Italien drückte man solche
Vagabunden In einen Lehrstuhl für faschistische Philosophie , und
wehe ihnen , wenn aus ihrer Ehe nicht endlich der stramme Jung -
fojchist hervorgeht !

So hat der Faschismus endlich die Krönung seines , wenn man
so sagen darf , geistigen Gebäudes erreicht . Iii Deutschland ist man
vorläuftz noch bescheidener , man hetzt mit dem Schund - und Schmutz -
gesetz nur den Dichter , de » ewigen Junggesellen des Geistes . Aber im
Grunde findet man auch bei uns , daß all dieses freigeistige Irrlichte -

»Stahlhelm� gegen setoe Jünger .
verbot der „ Neuen Stuudurte " .

Der Etahlhelmbund geht gegen sein « abtrünnigen Freunde von

der „ Standarte " mit gerichtlichen Einhallsbefehlen nach ameritani -

schein Muster vor . Di « Jungstahlhelmer , die seinerzeit die Stahlhelm »

beikige „ Standarte " schufen und leiteten , bis sie ihvem „ Nationalis -
mus " in der Verherrlichung der Rathenau - und Erzberger - Wörder

allzusehr freien Lauf ließen , haben nach ihrer Ausschiffung die mit

dem Münchener „ Arminius " verbunden « „ Neue Standarte " aufgesteckt .

Jetzt hat nun der Frundsberg - Berlag — Eigentümer Stahl¬

helmführer Seldte — eine einstweilig « gerichtlich « Verfügung er¬

wirkt , wonach den Herausgebern des neuen Blattes , Helmut Franke
und Ernst Junger , untersagt wird , dem „ Arminius " in Zukunft
den Untertitel „ Neue Standarte " zu geben .

Diese einstweilige Verfügung ist politisch interessant ,
aber juristisch nach unserer Meinung unhaltbar . Oder ist es auch

oerboten , neben einem „ Tageblatt " ein „ Neues Tageblatt " heraus¬

zugeben ? . _

Kirchenrevolte in Sraunschweig .
Massenaustritt . — Industrielle und Deutschnationale

beteiligen fich .

vrannschweig , 5. Januar . ( Eigener Drahtbericht . ) Di « maß -

losen Forderungen und die zahlreichen Prozesse der « vangeli -
schen Landeskirche gegen den braunschweigischen Staat haben
weit über die Kreise der Arbeiter hinaus starke Erbitterung hervor -

gerufen . Sogar die Industriellen haben sich, wie wir schon meldeten ,
vor kurzem mit den Maßnahmen der Kirche beschäftigt und osfen
den Austritt aus der Kirche angedroht . Bei der Drohung ist es

nicht geblieben . In den letzten Tagen des allen Jahres war im

Braunschweigischen Amtsgericht ein Massenandrang von
Männern und Frauen , die den Kirchenaustritt vollzogen . Zuletzt

mußten vier Beamte mehr als sonst herangezogen werden ,
um die Zahl der Austritt « «inzutragen . Trotzdem standen die Aus -

tretenden noch in langen Schlangenlinien auf den Korridoren . Wie

der Braunschweiger . Volksfreund " mitteill , find auch eine Anzahl
Direktoren dtr größten braunschweigischen In -

dustriefirmen aus der Kirche ausgetreten , darunter «in

Fabrikbesitzer , der zur deutschnationalen Frattion
des Braunschweiger Landtags gehört . Die Gesamtzahl der Aus -
tritt « steht im Augenblick noch nicht fest , dürfte aber außerordentlich
hoch sein .

Auch auf dem flachen Land « verliert die Kirch « immer

mehr ihre Zugkraft . Aus Broitzem , einem Dorf in der Nähe der
Stadt Braunschweig , wird uns gemeldet , daß dort ebenfalls immer

mehr Leute aus der Kirch « austreten und die Zahl der Besucher
des Gottesdienstes immer geringer wird . Jetzt sind einige Bauern
des Dorfes darauf verfallen , in der Kirche ihr « Wäsche zu trocknen ,
eine Verwendungsmöglichkeit , on die wohl vor den christlichen
Bauern noch kein gottloser Freidenker gedacht hat .

Kpd . - Kracb in Württemberg .
Wieder ein Hinauswurf .

Stuttgart . S. Januar . ( Eigener Drahtbericht . ) Der innere Zer -
fall der Kommunistischen Partei macht in Württemberg weiter « Fort -
schrllte . Jetzt hat die Fraktionsleitung auch noch den Landtags¬
abgeordneten Karl Müller aus der Partei a u s g e -

schlössen . Müller war der politisch fählgste Kops unter den

Kommunisten und neben Hans Stetter , dessen sensationeller Hinaue -
wurf noch in frischer Erinnerung ist , jahrelang der populärste Mann
bei den Mitgliedern und Mitläufern der Kommunistischen Partei in

Württemberg . Müller wurde schon seit Monaten kaltgestellt , weil er

nicht zu der Clique der derzeitigen Bezirksleitung gehören wollte .

Trotzdem Hot on seinen Ausschluß kein Mensch glauben wollen , weil

seine offensichtliche persönliche Beliebtheit und groß « Anhängerschaft
in der Partei eins derartige Mohnahme als unmöglich erscheinen
ließ . Die Bezirksleitung hat schon im Falle Stetter von allen Seiten
in der Partei und teilweis « fast buchstäblich Prügel bezogen . Der

Vorgong dürft « sich in der jetzigen Angelegenheit in schärfster Weis «
wiederholen .

ncren der Teufel holen soll und daß es wichtiger ist , zwei tuschend «
Staatsbürger zu zeugen . Btelleicht wird Muffolim in letzter Kon¬

sequenz auch noch die katholische Kirche mit ihren mönchischen Erund -

sätzen stürzen und dafür die Religion Mohammeds einführen , der

mehrere Kinder gezeugt hat und mit diesen erhabenen Taten jedem
Faschisten ein leuchtendes Vorbild sein kann .

vi « Grippe gehl um . Der wiederhalte Witterungswechsel dieses
Winters hat begonnen , unerfreuliche Folgen zu zeitigen : die Grippe
hat wieder ihren Einzug gehalten . Zum Glück nimmt die über -
wiegende Mehrzahl der Falle einen leichten Verlauf .

Wie ein Blitz aus heiterem Himmel fährt die Gnppe auf den
Menschen hernieder und nimmt binnen kurzem von dem ganzen
Organismus Besitz . Daher dieAllgemeinstörungen wie Fieber und
schweres Krankheitsgefühl , heftige Kopf - und Rückenschmerzen ,
Niedergeschlagenheit und Appetitlosigkeit . Während sich die meisten
sonstigen Ertältungskrankheiten an einem bestimmten Körperteil
lokalisieren , zum Beispiel der Schnupfen in der Rase , die Angina
in den Gaumenmandeln , treten bei vielen Grippeerkronkungen die
örtlichen Symptome gegenüber den Allgenieinstörungen in den
Hintergrund . Allerdings wird es hier wohl niemals ganz an
katarrhalichen Erscheinungen auf der Nasen - , Rachen - » nd Kehlkops -
schleimhaut fehlen . Nicht selten zeigen sich auch Entzündungsprozesse
von seilen der Luftröhre und Bronchien : in schweren Fällen kann
sich aus der Grippe eine Lungen - » nd Rippenfellentzündung ent -
wickeln . Lei anderen Grippeerkronkungen ist vorwiegend der
Magen - Dannkonal ergriffen , sogenannte Banchgrippe , und endlich
können die rheumatischen Muskelbeschwcrden das Krantheitsbild aus¬
schließlich beherrschen , je nachdem wuhin sich der Hauptangriff der
Erkrankung richtet .

Unzweifelhaft gehört die Grippe zu den ansteckenden Krank -
Helten . Jedoch ist es bisher nur in einem Bruchteil der Fälle qc -
lungen , einwandfrei einen Krankheitserreger nachzuweisen . Bei
zahlreichen Grippeepidemien ist nach kein spezifischer Erreger ye-
sunden worden . Hauptsächlich ersolgt die Uebertraqung von Mensch
zu Mensch . Das wirksamste Verhütungsmittel ist also zur Zeit
einer Grippeepidemie : Distanz halten von seinen Mitmenschen und
mSglickstes Vermeiden von Erkällungsgelegenheiien . Als recht er¬
folgreiche Vorbeuoungsmittel hoben sich seit langem die Sali - yl -
Präparate , vor allem das Arcanol , bewährt . Sobald jedoch die
Erkrankung ausgebrochen ist , gehört der Patient ins Bett und in
ärztliche Behandlung . Denn trotz ihres — zurzeit — häufig leichten
Verlaufes ist ein « Grippeerkronkung doch stets mit gebührender Vor -
ficht zu beachten , damit sich nicht infolge leichtsinniger Dernachlässi -
gung eine schwere Nachkrankheit herausbildet . Dr . M.

Meviel Worte gebrauchst du ? Während eine reich ausgebil -
dete Sprach « , wie die deutfcki «, über Hunderttausende ven Worten

verfügt , reichen für den „ Tagesgebrauch " verhältnismäßig wenige
Ausdrücke aus , und die Zahl der geläufigen Ausdrücke wechselt
nach Beruf und Bildung . Ein Dichter wird natürlich einen ganz
ander , reichhaltigen Wortschatz zur Verfügung haben als der Durch -

s » tt zehn Mitgliedern der koimnunisiifchen Landtag » ,

fraktion sind nun zwei aus der Partei ausgeschlossen «
vom Rest die Halste durch die Bezirksleitung gcmaßregelt
worden . Der Krach im Parteiladen der württembergischen Äommu -

nisten wirkt auf die Außenwelt naehgerade mehr erheiternd als

tragisch . _ .

Amerikas schärfster „ Trockenleger *.
Vor der völligen „ Verstopfung " der heimlichen

Alkoholqucllcn .

Anläßlich der zahlreichen Todesfälle , die in den Ver¬

einigten Staaten mährend der Weihnachtstage als Folge
des Genusses giftiger Spirituosen gder denaturierten Alka -

Hots erfolgten , begegnen die Ausführungen , die General

Andrews , der mit der Durchführung der Prohibition als

Unter st aatssekretär im Schatzamt betraut ist , einem Ver -

treter der „ United Preß " mochte , lebhaftem Interesse . Andrews sielst

voraus , daß im Frühjahr der heimliche Vertauf von Bier voll -

kommen aufhören werde . Andrews lößt die Fabriken , die

Malzgetränke herstellen , durch eine Abteilung von 75 Geheimpolizisten

überwachen , was ihm vollkommen zu genügen scheint . Ein « weitere

Wteilung von etwa hundert Geheimpolizisten Hab « es zustande ge -

bracht , die ungesetzliche Verwendung von denaturiertem

A l t o h o l , die jA>rllch « inen Umfang von etwa 20 Millionen

Gallons erreicht «, völlig zu verhindern . Im Lauf « des neuen

Lahres sei mit der r e st l o f c n „ V « r st o p f u n g " der letzten Quellen

zu rechnen , aus denen diese Art von Alkohol nach träufele . Ebenso

sei es gelungen , der mißbräuchlichen ZZerwendimg von Abend -

mahls wein «in Ende zu machen , dessen Verbrauch um mehr als

«in « Million Gallonen zurückgegangen sei . Der Küsten -

schmuggel sei durch die schärfer « Bewachung der Küsten so gut
wie völlig ausgerottet worden , so daß nur noch über die

kanadisch « Grenze größere Mengen von Alkohol geschmuggelt werden .

Man habe nun der ganzen Grenz « entlang Wachmannschaften auf -

gestellt , um auch diesen Schmuggel zu unterbinden .

General Andrews erhofft für das neu « Jahr „erstaunliche Er¬

folge " in der Durchführung der Prohibition . Der heimliche Alkohol¬

handel werde , wenn ihm all « wichtigeren Bezugsquellen abgeschnitten

seien , auf die heimlich erzeugten häuslichen Produkte , den

sogenannten „ Mvonshine " ( Mondschein ) , angewiesen sein . Dadurch

werden , worauf General Andrews nachdrücklich hinwies , die Polizei -

orgon « der E i n z « Ist aat « n für die Durchführung der Anti -

altoholgefetz « verantwortlich , woraus die Bundesbehörden

schon lang « hingearbeitet haben . Andrews gab schließlich der Meinung

Ausdruck , daß noch aus länger « Zeit hinaus nicht an «ine

Aenderung der Bestimmungen des Prohibitionsgesetzes über

leichte Wein « und Bier zu denken sei .

Wiederbeginn der Sitzungen des Bayerischen Landtage » . Der

Bayerische Landlog nimmt zunächst in seinem Haushaltungsausschuß
am nächsten Montag nach der Wcihnachtspause seine Arbeiten wieder
auf . Der Staatshaushalt kann indessen immer noch
nicht vorgelegt werden , die Vorlegung dürste frühestens Mille
Februar möglich sein , dagegen hofst man , daß der Generalplan für
die Staatsoereinfachung zur Vorlage kommen wird .

Tschekarache an der Ochrana . In T o m s k wurde der Lock¬

spitzel P l o t n i t o s f. der von 1306 bi » 1316 gleichzeitig in der

Sozialrevolutionären Partei und in der Ochrana arbeitete und viele
Revolutionäre aller Richtungen an die zaristische Polizei verriet ,
zum Tod « verurtellt .

Zn der spanischen warokkozone sollen zwanzig Soldaten in
einen Hinterhalt der Beni Ider geraten und niedergemacht worden
fein . Der Waffenschmuggel soll trotz der lleberwachung der Häsen
einen erheblichen llmfang angenommen haben . Daß diese spanischen
Meldungen etwa nur die Aufrechterhallung des Kriegszustandes und
die Zurückhaltung des Mobilischen begründen sollen , erscheint nicht
unmöglich .

Der König von Bulgarien hat neun wegen Vergehen gegen
das Staatsschutzgesetz zum Tode Verurteilte begnadigt .

Pangalos auf der Anklagebank . Vor dem militärischen Aus¬

nahmegericht in Athen hat der Prozeß gegen Pangalos wegen
Aufruhr , Beschlagnahme von Staatseigentum und Mordes

begonnen . Das Urteil wird Ende dieser Woche erwartet .

schnittsmenfch . Der Herausgeber des Neuen Standard > Lexikons
von Amerka , Horace Vizetelly , hat ein « originelle Methode ge -
iunde » , um jedem Mensche, , die Möglichkeit zu gewähren , sich über
die Zahl der ihm geläufigen Worte klar zu werden . Kein Mensch

verfügt natürlich über die halbe Million von Worten , die die eng -
tische Sprache besitzt . Ein Intelligenter Arbeiter kommt mit 5000
Worten aus . ein gebildeter Mann kennt zwischen 8000 und 10 000

Worten , und einen noch reicheren Wortschatz haben nur wenige ,
besonders hochgebildete Personen . Vizetelly hat nun Listen auf -
gestellt , in denen mehr « der weniger geläufige Ausdrücke zu je
hundert verzeichnet find , und je nachdem jemand mit den Worten
einer Liste vertraut ist , kann er durch Multiplikation die Größe
feines Wortschatzes feststellen . Die Liste A zum Beispiel enthält
100 elnsoche Worte . Wer jedes dieser Worte kennt , darf die 100
mit 60 multiplizieren und annehmen , daß er über 6000 Worte ver -

fügt . Die Liste ö besteht aus 100 Worten , die schwieriger und scl -
tcner sind : wem sie alle geläufig sind , der darf getrost mit 120
multiplizieren und kann sich stolz im Besitz von 12 000 Worten
fühlen . Di « dritte Liste unifoht ungewöhnliche Worte , zum Teil
Fachousdrücke . Wem diese Liste keinen Ausdruck bietet , den er nicht
kennt , der darf sich für «inen „ Worttrösus " halten . Er steht an
der Spitze der Wortkenner und Hot den größten Wortschatz zur Ver¬

fügung , nämlich 25 000 Worte . Er stände damit schon auf einer
Stufe mit Shakespeare , dessen Wortgebrauch man mit dieser Zahl
berechnet hat .

Um die Veethovenehnmg der Stadl Verlin . lieber die Frage ,
in welcher Form die Stadt Berlin das Gedächtnis Beethovens
zur diesjährigen Iubiläumsseier ehren soll , ist ein endgültiger Be -
schluß noch nicht gefaßt . Der Gedanke eines Bcethovsn - Denkmals
dülfte nach dem Mißerfolg des ersten Preisausschreibens und der
Zurückziehung des zweiten Preisausschreibens wenig Aussicht mehr
aus Verwirklichung hoben : es scheint sich allmählich die Ueberzeugung
durchzusetzen , daß eine Stadt wie Berlin wenig geeignet ist , als
Platz für ein Denkmal zu dienen , dos mit einer gewisse » Andacht
betrachtet werden soll , zumal Berlin ohnehin allzu reichlich mit
Denkmälern gesegnet ist . Die neuen Vorschläge , die zurzeit noch
geprüft werden , versuchen eine Möglichkeit zur volkstümlichen Pflege
Beethovenscher Musik , etwa durch den Bau eines Beethoven - Konzert -
Hauses , zu schaffen . _

. Politik und Zieaftt ' ist da ? Tbema einer Portraasreibe ran vier
Abrndin . die Julius Bad aus Einladung der Vo' . kSbJhne hält . ? ! e Vor¬
träge finden itatl am S. , l «. . 28. und 30. Januar , und ,war im Blirgeriaal
des Rathanfes , Einganz Königstratze . Einlahkarlen 0,60 28. je Vortrag .

Ca » lhroter der utoren . In Moskau organisiert sich neuerdings ein
»Tbeater des tliilorS ' , in welchem die Verfasser idre Stücke ( elb - r inHenieren
werden . Diese » Unternebmen stellt eine Art von Seibuschutzoioonisalion
der gemihbandcilen Dramatiker dar , die hiermit den ersten Borstoß gegen
die Delpotie der niodernen Ziegiemagnolen wagen .

vle Einwohner , ohl der rusf , schen Hauptstädte . Nach dem Ergebnis der
sotvjetruisischen Boltszählung bat sich die Ein vobnei zahl roc , Leningrad in
den letzten drei Iabrcu um 510 00O auf 1611103 vermehrt . Die Ein -
wobncrzabl von « esamt - MoSkau ist von 1 027 336 im Jahr « 1920 aus
2 018 2SS angewachsen .



Hund um die kleir
Sie gut gokleidet , schlank , etwa 3S Jahr « alt , mit verwelkten imd

abgelebten Gesichtszügen , die geschiedene Frau eines Schuhmachers .
Er , der Beklagte , ein junger , verheirateter Kellner , der irgendwo

in einem kleinen Restaurant im Norken Berlins beschästigt ist , soll
die Frau tätlich beleidigt haben . Der Einzelrichter sachlich
und geschäftsmäßig zu der geschiedenen Frau : „ Wollen Sie einen
gütlichen Vergleich schließen ? " „ Kommt nicht in Frage " , tönt prompt
die Antwort der Klägerin .

Also Beweisaufnahme . Der jung « Kellner erzählt die Bor -
gefchichte . Sie sind Wohnungsnaächarn . Erst dicke Freundschaft ,
plötzlich Abkühlung und schließlich offener Bruch . Klatsch und Tratsch
sorgt dafür , daß das Feuer geschürt bleibt . Gute und lieb « Nachbarn
bieten sich als fjilfsoölker an . Sie sind all « erschienen . Eines Tages
spricht die geschiedene Frau mit einem Schupo über — Juristisches .
Der Kellner , aufgestachelt von feiner Frau , sieht die beiden vor der
Haustür klatschen . Zornbebcnd stürzt sich der Kellner auf die Frau .
Backpfeifen ! Der Schupo rettet .

Die Klägerin siegt , juristisch ist sie im Recht . Der Kellner hat
sie tätlich angegrifen . 30 Mark Geldstrafe ist der Richterspruch .

Ein anderes Bild . Der Gerichtssaal stillt sich mit Kursürstendamm »
Luft . Mondänes Parfüm strömt herein . Es erscheint , im pompösen
Nerzmantel gehüllt , « ine recht komplette Frau , die Beklagte . Sie
trägt kostbaren Perlenschmuck um den Hals und Brillanten blitzen am
Finger . Sie spricht waschechten bayerischen Dialekt .

Cr , junger Kaufmann , im Nebenberuf Hausbesitzer , tritt als Be -
leidigter auf . Es find die Nachwehen einer Räumungs -
klage . Dem Kaufmann gelang es , die ihm unliebsame Mieterin
hinauszusetzen . Als aber einmal ihre Freundin die exmittiert «
Mieterin besuchte , wollte ihr der Hausbesitzer das Haus verbieten .

Empört über solch « Zumutung schickt sie ihm « inen saugroben
Brief . Sie schreibt : „ Sie haben nicht ihre fünf Sinn « beisammen . . .
Blödsinn . . und ander « Anzüglichkeiten .

en Seleidigungen .
Der geschickte Richter versteht «inen Ausgleich zu finden .
Die komplette Dame nimmt mit Bedauern dos Beleidigende

zurück . Sie glaubte , daß dos Geschriebene nicht als Beleidigung
aufgefaßt werden konnte , weil es den Tatsachen entsprach .

Sie scheint nicht ganz unrecht zu haben . „ Wenn ein Mensch im
Winter einen Strohhut aufsetzt, " beweist sie treffend , „ dann kann er
unmöglich normal sein " .

Mit Fortissimo beginnt die nächste Verhandlung . Frauen
u n t e r s i ch. Der Richter kämpft verzweifelt gegen die Redeschlacht
zweier Frauen . Alle Künste versagen .

„ Det is noch lange wahr , wat ick sage . " Die Klägerin lacht
höhnisch : „ Gegen meine Zeugen kommen Sie nich auf . "

„ Herr Richter , jedet Wort , wat die Person da sagt . Is jelogen .
Erstunken und erlogen . Det is im janzen Haus bekannt . "

„ Nein , nein , ich lasie mir auf keene jlltliche Einigung ein . Ick
laß mir nicht beleidigen von wejen „olle Sau " und in oen Bett . "

„ Det is wohl ja nichts , Herr Richter , wenn se mir oll « Kuh
genannt hat ? "

Der Richter begütigend : „ Na , hören Sie einmal . Hat es denn
wirklich einen Zweck ? Muß denn immer geklagt werden ? "

Es hilft alles nichts . Keine gütlichen Ermahnungen , noch ernste
Rügen fruchten . Der Richter muß in diese Klatschafsäre hinab '
steigen . Die Beweisaufnahme schnurrt ab . „ Erzählen Sie mal . "
Sind Sie dabei gewesen ? Haben Sie den Ausdruck gehört ?

In epischer Breite , durchflochten mit Berliner Mutterwitz , be -
richtet der Zeuge . „ Wollen Sie den religiösen oder den welllichen
Eid leisten ?" „ Herr Rat , det is mir janz egal ; ick leiste jeden Eid . "
Es bleibt beim religiösen .

Die unbeteiligten Zuhörer lachen belustigt über die komischen
Szenen . Die feindlichen Parteien bleiben bitterernst .

Wie sagt Heine : „Doch es will mich schier bedünken , so als ob
sie beide stinken . " Das Urteil : 5 Mk. Geldstrafe .

Zur Lage in Sachsen .
Genosie Dr . G radna uer . Bevollmächtigter

Sachsens zum Reichsrat , ersucht um Aufnahme der fol -
genden Zeilen :

Der Artikel des Genossen Lipinski im „ Vorwärts " vom
28. Dezember 1326 über die Regierungskrise in Sachsen läßt
einige Gegenbemerkungen als dringend erforderlich erscheinen . Je -
doch will ich auf die in . E. vielfach sehr anfechtbaren Ausführungen
des Genossen Lipinski über die Geschehnisse der letzten Jahre nicht
zurückkommen , sondern mich auf das für die jetzige Situation
wesentliche beschränken .

Genosse Lipinski spricht von „skandalöser , den Parlamentaris -
Mus diskreditierender Verschleppung der Wahl " des Minister -
Präsidenten . Ist denn aber die sozialdemokratische Fraktion im
Sächsischen Landtag gänzlich unschuldig daran , daß es zu der mehr -
fachen Wiederholung der Ministerpräsidentenwahl mit stets nega -
tivem Ausgang gekommen ist , und daß der negattoe Ausgang bei
der auf den 11. d. M. angesetzten Wahl des Ministerpräsidenten
abermals droht ? Lipinski kennzeichnet die Rolle der Partei bei
der Regierungsbildung mit den Worten : „ Die Sozialdemokratische
Partei als stärkste Partei hat die Initiative ergriffen ,
ein Regierungsprogramm . . . aufgestellt und veröffentlicht , den
Genosse Fleißner als Ministerpräsidenten vorgeschlagen und de »
anderen Parteien ohne Fühlungnahme überlassen , für
Flcißner zu stimmen . " Es erscheint jedoch sehr zweifelhaft , ob
dieses Verhalten als eine wirtliche , politisch sinnvolle Initiative an -
gesehen werden kann . Die Partei hat 3l Mandate von 96 und
glaubt nun einfach erklären zu dürfen : Dies ist unser Kandidat ,
wir überlassen es allen anderen Parteien , sich uns anzuschließen
oder nicht : alles weitere geht uns nichts an . Ist dies wirklich der

geeignete Weg . um zum Ziele einer neuen und dauernden Re -
gierungsbildung zu gelangen ? Allerdings , die Kommunisten haben
sich darauf eingelassen und haben den sozialdemokratischen Kandi -
baten gewählt . Es ist aber hinreichend bekannt , daß die Kommu -

nisten dies nur tun , um die Sozialdemokratische Partei Sachsens
immer mehr ihrer Agitatwns - und Illusionspolitik Untertan zu
machen . Wo aber sonst , sei es im Reich «, fei es in einem deutschen
Land « , glaubt man , bei dem Vorhandensein einer großen Anzahl
von Fraktionen eine Regierungsbildung in der Weise herbeiführen
zu können , daß man sagt : Dies ist unser Programm , ihr anderen
olle habt über den Stock zu springen ! Es war von vornherein
vorauszusehen , daß bei einem selchen Verfahren nichts Gedeih -
liches Zustandekommen könne . Eine Initiative , die dieses Namens
wert wäre , müßte vielmehr darin bestehen , daß man , da man selbst
kaum ein Drittel der Mandate besitzt , mit anderen verhältnismäßig
nahestehenden Fraktionen Fühlung nimmt , um eine Mehrheit ? -
bildung zu erreichen . Dieser für jeden , der auf dem Boden der
Demokratie und des Parlamentarismus steht , selbstverständliche Weg
ist leider nicht beschritten worden .

Die Folge dieses verfehllen Verhaltens ist nun die von Li -
Pinski selbst schließlich ganz zutreffend gekennzeichnet , indem er
sagt : „ Sind die Allsozialisten nicht selbstlos genug , bei der nächsten
Wahl für Fleißner zu stimmen , so bleibt nur die Auflösung
dieses Landtages oder — der Bürgerblock . " Lipinski oer -

langt asso von den Allsozialisten ein besonderes Maß von Selbst -
losigkeit , und in der Tat ist dos , was er von ihnen fordert , nichts
Geringes . Man mag die Entwicklung der Parteioerhällnisse in

Sachsen aufs äußerste bedauern , aber man muß doch mit der nun
einmal gegebenen Tatsache rechnen , daß der ganze Sinn der alt -

sozialistischen Politik in Sachsen darin liegt , daß sie eine sozial -
demokratische Regierung , die abhängig ist von den Kommunisten .
als ein Unglück für das Land ansehen , und daß sie daher für die

gegenwärtige Periode «in « Koalition der Mitte , in der die Sozial -
demokratte die führende Rolle hat , als das Erreichbare und Beste
erachten . Lipinski mutet also der kleinen Schar der ASPS , zu ,
daß sie ihre bisherige Ueberzeugung völlig verlassen soll , während
er selbst nicht das geringste Entgegenkommen , geschweige denn

Selbstlosigkeit üben will . Lieber , erklärt er . soll der Dürgerblcck
kommen ! Das wäre dann wirklich eine hohe politische Kunst , es

dahin zu bringen , daß im Arbeiterlande Sachsens eine rein bürger -

liche Regierung zustande käme ! Indem man eine Koalittonspolitit ,
wie sie in verschiedenen deutschen Ländern besteht und wie sie im

Reiche von der Sozialdemokratie nickst grundsätzlich abgelehnt ,
sondern gegenwärtig sogar mit Nachdruck erstrebt wird , für den

Freistaat Sachsen zurückweist , will man lieber die ganze pollttsche

Macht in die Hand der Rechtsparteien hinüberspielen . Lipinski

verweist dann nur noch auf den jpäteren „ Tag der Abrechnung " . Der

Landtag ist ober soeben gewählt , und der „ Tag der Abrechnung " ist

vielleicht recht fern . Bis dahin kann reichlich viel Schaden für das

Land und feine Arbeiterschaft angerichtet werden . Das ganze ist

eine Politik des Alles oder Nichts , die unsere Partei im allgemeinen

seit langem überwunden hat .

Zur Stunde ist nicht abzusehen , wie der erneute Versuch , einen

Ministerpräsidenten zu bestellen , am 11. Januar ausgehen wird .

Bis jetzt ist eine Aussicht auf das Zustandekommen der Wahl nicht

gegeben . Die Rechtsparteien haben sich in der Hoffnung getäuscht .

daß die vier Abgeordneten der ASPS . , die das Zünglein an der

Wage bilden , auf ihre Wünsche eingehen und einem Bürgerblock -

tandidaten zustimmen würden . Falls bei der Wahl wiederum kein

Vorschlag die Mehrheit der abgegebenen Sttmmen findet , so bleiben .

wie mir scheint , nur zwei Möglichkeiten , auf di « man freilich bei

vernünftiger Politik schon längst hätte kommen sollen . Die erste

Möglichkeit , die ich noch immer für die sachentsprechendste ansehe ,
wäre die , daß die SPD . in Sachsen aus ihrer bisherigen Schein -
initiative sich ousrasst und sich zu einer wirklichen polllisch sinn -
vollen Initiative entschließt , das heißt , daß sie , von dem von ihr

aufgestellten Regierungsprogramm ausgehend , in Verhandlungen

mit den Altsozialisten . Demokraten und der Deutschen Bolkspartci

über die Bildung einer Koalitionsregierung eintritt . Man wird

vielleicht einwenden — wie auch Genosse Lipinski in seinem Artikel

behauptet — die Partei habe sich zu sehr auf die Gegnerschaft gegen

eine solche Koalitionsregierung festgelegt . Es muh jedoch cindring -

lich daran erinnert werden , daß v o r der Landtagswahl in der

Parteipresse Sachsens immerfort zu lesen war : Wir sind nicht

grundsätzlich gegen eine Koalitionsregierung , nur die Art der Re -

qierungsführung durch die bisherigen Minister hat die tiefe Miß -

stimmung erregt . Logischerweise müßte jetzt gerade die Losung

lauten : Nun wollen wir beweisen , wie man mit tüchtigeren

Männern eine brauchbare Koalitionsregierung führen soll . Wenn

jedoch , wie ich besürchte . diese Möglichkeit bei der jetzigen Bcrfahren -

beit der Situation von der SPD . nicht mehr ergriffen wird , so

bliebe schließsich die andere übrig , daß die bishengen Koalitions -

Parteien ( D. Dp „ Dem . P- und ASPS . ) sich auf eine Minister -

Präsidentenkandidatur vereinigen und mit den anderen Parteien

über ihren Anschluß in Verhandlungen treten . Das wäre dann die

letzte Stunde für die SPD . , aus der fast aussichtslosen Situatton

Herauszugelangen . Würde auch diese Möglichkell nicht genutzt , so

darf man sich nicht wundern ,
�

wewi Das „rote Sachjen " mehr und

mehr den Rechtsparteien « die 1) <md« gejpieU wird ,

Der Kampf um die Grundschule .
Zur sozialdemokratische » Lehrertagung in Berlin .

Die Bezirksgruppen Berlin . Frankfurt a. d. O. und
Potsdam der Arbeitsgemeinschaft sozialistischer Lehrer und
Lehrerinnen Dculschlnnds hielten am 3. Januar eine Tagung in
Berlin ab . Nachdem der Genosse Ernst Schultz - Neukölln für den
erkrankten Genossen Benitz in einer Begrüßungsansprache auf die
wichtige , aber außerordentlich schwierige Borposten st ellung
Les Lehrers in der Provinz hingewiesen hatte , referierte
Genosse Dr . L ö w e n st e i n über die erneute Bedrohung der
Grundschule . Seine Ausführungen fanden ihren Niederschlag
in der folgenden einstimmig angenommenen Entschließung , die sich
besonders auch an die Führer des Deutschen Lehrer -
Vereins und der katholischen Lehreroerbände richtet .
Gerade das Zentrum , dos immer wieder von der Einheit des Bolls -
ganzen spricht , hätte alle Ursache , die Einheitsschule der Zukunft nicht
durch eine Sabotierung der Grundschule zu gefährden . Man muß
hoffen , daß die Lehrerverbände noch in de » ersten Ianuartagen bei
den Fraktionen der Mlltelparteien vorstellig werden , um drohendes
Unheil zu bannen . Die Entschließung lautet :

„ Die Arbeitsgemeinschaft sozialistischer Lehrer und der Bezirk
Berlii : , Potsdam , Frankfurt o. d. O. sehen in den Anträgen des
Zentrums , der Deutschnatioiialen und der Deutschen Lolkspartei ,
den Abbau der Vorschule und Privatschulen be -
treffend , eine weitere Verschleppung der Durchführung des
Grundschulgesetzes und eine ernste Gefäbrdung der Grundschule über -
Haupt . Sie fordern daher vom Reichstag und besonders von der
Sozialdemokratischen Partei die Bekämpfung dieser Anträge , die eine
Verletzung der Reichsoerfassung und des Grundschulgcsetzez darstellen .
Sie fordern ferner alle Lehrerorganisat tonen auf , mit
ihnen gcineinschafllich die Oesfentlichkeit über dieses neue Attentat

gegen die Grundschule zugunsten der Erhaltung der Privat -
schulen zu unterrichten . "

Dann berichteten die Genossen Schulrat C l a s s e - Spremberg
und Regierungsrat Wagner - Potsdam über den Stand der
sozialistischen L e h r e r b e w e g u n g in der Provinz . Infolge
einer Personalpolittk des preußischen Ministeriums , di « sozialistisch «
Schulaussichtsbeamte fast völlig ausschaltet , und unter wirtschastlichcm
und gesellschaftlichein Boykott haben die sozialdemokratischen Lehrer
schwer zu kämpfen . Diese Kämpfe scheiden aber auck die Geister
und haben den Erfolg , daß gerade in gefährlichen Gebieten nur
außerordentlich erprobte und tücktige Genosien in unseren Reihen zu
ilnden sind . Langsam , aber stelig wächst auch unsere Bewegung da
oraußen im Dorf und in der Kleinstadt . Aus den Worten der Refe -
renten und Distuffionsredner sprach die starke Zuversicht , daß
immer mehr Lehrer erkennen merden , daß pädagogischer , sozialer
und politischer Fortschritt nur an unserer Seite zu erkämpfen ist . An
die führenden Porteigenossen erging die Mahnung , sich auch der
großen Bedeutung einer sozialistischen Lehrer -
schaft bewußt zu werden . Der Genosse Krüper vom Bezirks -
verband Brandenburg der Partei , der wertvolle »rgaiitsatorisch «
Winke gab , betonte die Notwendigkeit , gerade im Dorfe sozialistische
Lehrer zu haben .

Zum Schluß der Tagung wurde noch ein Antrag der Genossen
Goldbach - Weigelt zur Iunglehrernot einstimmig angenommen .
Der Antrag ersucht unsere Reichstagsfraktion , dafür zu sorgen , daß
die im vorigen Jahr bewilligten und für 1927 abgesetzten Reichs -
mittel für die Junglehrer wieder «ingesetzt werden . Be -
sonders die Junglehrer befinden sich in der gleichen Notloge wie das
Gcfamtproletariat , weshalb ihnen die besondere Fürsorge der So -
zialdemokratie zugewendet werden muß . Nach soft füünfstündiger
Dauer wurde die Tagung durch den Genossen Hildcbrandt - Potsdam
geschlossen . _

Brand in einer Hosentragerfabrik .
Mehrere Löschzüge der Feuerwehr wurden heute früh gegen

Ä8 Uhr nach der Kiosterstr . 93 gerufen , wo in der zweiten Etage
des Vorderhauses , in dem sich nur . Geschäftsräume besinden , Feuer
ausgebrochen war . Als die Wehren an der Brandstelle erschienen ,
war das Treppenhaus schon derart verqualmt , daß die Mannschafte »
nur mit Rauchschutzgeräten versehen , nach oben vordringen
konnten . Die mehrfäch gesicherten Türen mußten er -

Krochen werden , so daß kostbare Zeit verstrich . Bon der Straße
aus wurde eine mechanische Leiter hochgewunden . Das Feuer , das
in dem Lagerraum einer im zweiten Stockwerk gelegenen Hosen -
trägersabrit ausgebrochen war , hatte berells auf den angren -
zenden Erpeditionsraum und durch einen Entlüftunesschacht nach
unten auf die erste und nach oben auf die dritte Etage übergegrissen .
Zum Glück konnte das Feuer gut gefaßt , abgeriegelt , und eine noch
größere Ausdehnung verhindert werden .

Mit einem gestohlenen Anto verunglückt .
Ein Autounfall ereignete sich in der vergangenen Nacht im

Norden der Stadt . An der Ecke der Garten , und Wiesen -
st r a ß e rannte die Kraftdroschke I A. 38 826 mit solcher Wucht

cegen einen Straßenbahnmast , daß sie schwer beschädigt liegen blieb .
Der Führer lag , als man ihn auffand , besinnungslos aus

seinem Sitz� Beamte des 53 . Reviers brachten ihn nach dem

Birchow - Krantenhaus Er ist noch nicht wieder zu sich gekommen .
lltach Papieren , die man bei ihm fand , wurde er festgestellt als ein

23 Jahre alter Krastdroschkensührer Franz Lehmann aus der

Herschslstraße zu Charlottenburg . Die Ermittlungen ergaben , daß

Lehmann den Wagen , der der . Lntag " gehört , vor dem Hause

Rückertstraße 6 gestohlen hatte . Di « Gesellschaft wurde benach -

richtigt und ließ das zertrümmerte Auto abschleppen . Lehmann

hatte bereits am 1. Januar Pech mit einem gestohlenen Wagen .
Er wurde in der Garde - du - Corps - Straße mit der Auiodroschke
I A 2760 von einem Schupobeamten angehalten , weil er den Wagen
nicht richtig beleuchtet hatte . Da ergab sich dann , daß er die Droschke
von der Ecke der Kant - und Wilmersdorfer Straße weggestohlen
und für seine Rechnung drei Fahrgäste nach der Garde - dii - Corps -
Straße gebracht hatte . Er erklärte , daß er seit November
vorigen Jahres stellungslos sei und von der Erwerbs -
lofenunterstützung nicht leben könne . Deshalb habe er die fremde
Droschke genommen , um mit ihr das Erforderliche zu verdienen .
Ob er in der vergangenen Nacht wieder Fahrgäste gehabt hat , weiß
man noch nicht . _

Der Erpresser öreslauer geflüchtet .
Fememord „ als neuestes Schutzmittel " .

Der Erpressungsoersuch an vr . Ii . c. Himmelsboch , über
dessen Einzelheiten wir bereits berichtet haben , hat jetzt eine neue ,
wiederum sehr intercssaMe Wendung genommen , die augenblicklich
alle Behörden beschäftigt , da die Angelegenheit jetzt von den höchsten
Justizbehörden in Preuße » nach Anforderung der Akten bearbeitet
wird . Am Wcihnachtsheiligabend war der Führer des Erpresser -
kleeblattes , der Kaufmann Martin Breslauer , aus der Unter -
suchungshaft entlassen worden , nachdem ein Gesuch seines Vaters bei
der Staatsanwallschaft eingelaufen war , in dem es hieß , daß der
Sohn , falls er auf freien Fuß gesetzt würde , sich keineswegs der
Verantwortung entziehen werde . Staatsanwallschaftsrat Herrmann
hob daraufhin die Haft auf , jedoch nur unter der Bedingung , daß
Breslauer sich jeden Tag bei der Polizei zu melden habe , und daß
er keinen Aufenthaltswechscl ohne Genehmigung der Behörde vor -
nehmen dürfe . Dieses Versprechen hat der Schwindler jedoch sehr
schnell gebrochen . Als in der Presse die ersten Mitteilungen über
den Anschlag gegen Dr . Himmelsbach erschienen , zog er es vor ,
die wiedergewonnene Freiheit dazu zu benützen , den heißen Boden
zu verlassen und sich in Sicherheit zu bringen , zumal bei
drr Staatsanwaltschaft II noch eine von Landgerichtsrat Hennig
geleitete Boruntersuchung gegen ihn ebenfalls wegen schwerer De -
likte schwebt .

Ob es gelingen wird , Breslauer In absehbarer Zeit wieder zu
verhasten , muß zunächst bezweifelt werden , denn der Gauner , der
auch im Auslande , besonders in Frankreich , erfolgreiche Gastspiele
gegeben hat , wurde seinerzeit von der Staatsanwaltschaft II Berlin
über ein Jahr verfolgt , ohne daß es gelang , des oußerordo " Lich
raffiniert vorgehenden Mannes habhaft zu werden . Die Staäis -
anwaltschaft hat nun nach seinem Verschwinden zwar erneut Haft -
befehl gegen ihn herausgebracht , doch ist es wie gesagt fraglich , rb
Breslauer überhaupt noch aus deutschem Boden weilt o�er ob er
nicht durch di « Hilfe von Freunden di « Grenze bereits passiert hat .

Im übrigen beginnt die Behauptung , daß man sich von Mär -
dern bedroht fühle , jetzt osfenbar Schule zu machen , denn noch
unseren Informationen beschästigt «ine ähnliche Angelegenheit des
Verlegers Fernbach die zuständigen Stellen . F e r n b a ch selbst
wird neuerdings von den Leuten , die im Fall Himmelsbach eine
Rolle gespielt haben , s ch w e r b e l a st e t. So behauptet Ahlert , der

zusammen mit Breslauer und Schneider die Erpressung versucht
hatte , daß er ebenso wie Breslauer und Schneider die eidesstattlichen
Erklärungen erst abgegeben hällen , als ihnen bestimmte Geld -

betrage zugesichert worden seien . Ferner seien ihnen be -

stimmte Beträge dafür versprochen worden , wenn sie bei ihrer Ver -

nehmung durch die Untersuchungsrichter auch bei der Stange blie -
ben , und ferner behaupten sie, daß Fornbach sie zu den Ber -

nehmungen in Moabit selbst gebracht hätte .

Berhaftunst in der Affäre Dr . Meyer .
Nachdem die Ermittlungen in der Moabiter Attenafsäre bereits

abgeschlossen worden waren , so daß auch schon die Anklagen er -
hoben worden sind , ist man neuen , weiter zurückliegenden Fällen
von Aktenbeseitigungen auf die Spur gekommen . Die Folge davon

war , daß der B u r e a u v o r st e h e r Hübner des in die Llffäre
mitocrwickelten Rechtsanwalts Dr . Ludwig Meyer xestcr « vom Er -

mittlungsrichter , Amtsgerichtsrat Dr . Struckman » , nach länaeren

Vernehmungen und Gegenüberstellungen mit den initschuldigen
Iustizbcamten Polle und Rossel vorläufig festgenommen
wurde . Es bandelt sich um eine Attenbeseittgung aus dem Jahre
1925 , und anscheinend dürste das der erste Fall dieser Art gewesen
sein . Der festgenommene Bureauvorsteher Hühner war früher
Registrator bei Rechtsanwalt Dr . Karl Löwcnthal und wurde , als

Dr . Ludwig Meyer die Praxis dieses Anwalts erwarb , bei ihin
Bureauoorfteher . _

Explosion aufeinemfranzöflstbenSchulschiss .
12 Tote « nd 31 Verletzte .

Wie „ havas " ans Baltimore mitteilt , brach an Bord de »

französischen Segel - Schulschiffes „ Richelieu " in -

folge einer Explosion Feuer aus . Die weiteren bisher vorliegenden

Berichte sind sehr widerspruchsvoll . Während die „X. - ll . " von drei

Toten sprich «, berichtet „ WTB . " . daß sechs Personen getötet
worden sind . 31 Personen sind verletzt . Die eine Lesart

will wissen , daß drei Getötete Kadetten des Schnlschlfse »

sind , während eine andere Nachricht mitteilt , daß alle Kadetten un¬

verletzt sind . Die „Richelieu " war gerade mit dem Eiuladeuoon

Pech beschästigt . als sich das Unglück in einer der Lutea ereignete :

die Dockarbeiter warcn bereits vor der Explosiva von Bord gegangen .

Nach den letzten Meldungen sind bei der Katastrophe 12 Per -

sauen verbrannt .



wie sieht ' s mit der
Wo bleibt das

Die Fortführung der Rätegesetzgebuna wird im neuen Jahr
für den Reichstag eine seiner chouptaufgaben fem , denn durch die
Mängel dieser Gesetzgebung haben sich vor ollem im Betriebsräte -
wesen . wie die seit Wochen in der Arbeiterpresse sich mehrenden
. «lagen zeigen , geradezu unhaltbare Zustände herausgebildet . Die
Verbesserung des Betriebsrätegesetzes und die Gestaltung
des Reichswirtschastsrotes müssen so bald wie möglich in
Angriff genommen werden . Unter diesen Umständen oerdient die
Stellungnahme der Stuttgarter Betriebsrätekonferenz
des Deutschen Metallarbeiterverbandes zur Frage
des B- triebsrätegesetzes und des endgültigen Reichswirtschaftsrates
besondere Beachtung .

Die Lücken der Rälegesehgebung

werden , wie Genosse Otto E i ch l e r in seinem Bortraa über die
notwendigen Berbesierungen des Betriebsrätegefetzes hervorhob ,
von den Unternehmern in gerissener Weise ausgenutzt Diese Aus -
Nutzung wird durch offensichtlich rechtswidrige Gerichts -
Entscheidungen unterstützt . Eichler forderte deshalb z u -

reichenden Entlosfungsschutz für diejenigen Personen ,
die als Wahloorftand bestellt sind sowie für die Personen , die als
Betriebsräte kandidieren . Auch dürfe deren Versetzung in einen
anderen Betrieb nur mit Zustimmung des Arbeitsgerichts geschehen .
Andauernde Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit als Grund für
fristlose Kündigung müsse ausscheiden . In einer Entschließung weist
die Konferenz , die sich im übrigen die Vorschläge Eichlers zu eigen
machte , darauf hin , daß der jetzige Z 50 des BRG . die

Bildung von Gefamlbctrlebsrälen

für das Unternehmen verhindert . Voraussetzung für die Wahrung
der Interessen der Arbeiter und der Allgemeinheit sei aber der

Zusammenschluß der Betriebsräte eines Unternehmen » auf der

Grundlage der gegenwärtigen Unternehmungsformen ( Trust und

Konzern ) . Die Konferenz hält deshalb die Bildung von Gesamt -
betriebsräten für alle Unternehmungen , unabhängig von der sor -
malen Selbständigkeit ( Konzernbetriebe ) , dem Standort und dem

Die verufsschulen in Preußen .
Warum Hochschulbildung der Berusslehrer ?

Zu unserem Bericht über die öffentliche Versammlung der preu -

ßischen Gewerbe - und chanbelslehrerschost in Nr . 2 des „ Vorwärts "
wird uns von einem Berussberater geschrieben :

„ Neben vielen Forderungen , . die ja auch von den sozialdemo -
kratischen Landtags - und Reichstogssrattionen zur Derbesierung der

Berussschulen erhoben werden , bildete auch die Forderung
nach Hochschulbildung der Berufsschullehrer einen Gegen -

stand der Beratung . Mir scheint , als ob diese Forderung doch wohl
einen allzu durchsichtigen Zweck verfolgt . Zweck und

Sinn der Berufsschulen ist doch der , dem gewerblich tätigen jugend -
lichen Arbeiter sowie dem Lehrling über den Rahmen des Volks -

schulwissens hinaus ein schulisches , berufliches Wissen� in Verbindung
mit dem Allgemeinwissen zu vermitteln . Dabei dürfte doch ohne
weiteres zugegeben werden , daß das Schwergewicht dieser

Weiterbildung auf der beruslichen Fachausbildung zu
liegen hat .

Das preußische Handelsministerium hat in Erkenntnis dieser
Notwendigkeit auch die Zulassungsbestimmungen zum Gewerbe -

lehrerseniinar bisher so abgefaßt , daß tatsächlich das Schwergewicht
der beruslichen Vorbildung eines künstigen Gewerbelehrers in seiner

i . �chl j ch e » Ausbildung zu suchen ist . Eine Verordnung , die

durchaus notwendig und berechtigt ist . Mir sind aus meiner beruf -

lichen Arbeit eine ganze Reihe von Jnnungsfachschulen be -

tannt , an denen befähigte Gesellen und Meister unter -

richten , und van denen man ohne weiteres zugeben muß , daß sie

bezüglich der sachlichen Ausbildung ihrer Lehrlinge Hervor -

ragendes geleistet haben . Es wäre auch durchaus verständlich , wenn
bei . der Ausbildung der Gewerbe - und Berufsschullehrer nach
dieser Seite hin erhöhte Anforderungen gestellt
werden . Warum also der Ruf nach Hochschulbildung ? Es
kann keiner Berussgruppe verargt werden , wenn sie versucht , ihre
Bezahlung so hoch wie möglich zu gestalten . Daß dies ober wie im

vorliegenden Falle auf Kosten der nachkommenden Generation ge>
fchehen soll , halte ich für außerordentlich versehlt .

Wie die Bestimmungen des Handelsministeriums zurzeit lauten ,
ist es auch einem t ü ch t i g e n G « f e l l e n möglich , durch den
-t bis 5 Semester dauernden Besuch einer höheren staat -
lichen oder städtischen Fachschule die Zulassung
zum Gewerbelehrerseminar zu erwirken . Wenn jedoch
künftig die Hochschulbildung als unbedingte Voraussetzung
gellen soll , so besteht meines Erachtens die Gefahr , daß es
dann einem Handwerker nicht mehr möglich fein
wird , dieses Ziel zu erreichen . Darüber hinaus bin ich
der Ansicht , daß es gerade an den Berufsschulen unbedingt
notwendig ist , daß der Lehrer vor allen Dingen über das not¬

wendige fachliche Wisien und auch über die notwendigen
Kenntnisse des ganzen Werkstottmilieus verfügt .
Denn nur dadurch ist er in der Loge , die häusig sehr bunt zusammen -
gesetzte Schar seiner Berufsschüler zu verstehen und den Unterrichts -
stofs entsprechend ihrer Einstellung zu gestalten . Was nützt es . wenn
der Lehrer ausgestattet mit einer guten Hochschulbildung vor
jugendlichen Arbeitern und Werkstattlehrlingen
steht und innerlich keinerlei Verbindung und Kon -
t a k t mit den vor ihm sitzenden Schülern hat , weil ihm eben deren
Milieu vollkommen fremd ist .

Ich bin daher der Ansicht — und mit mir auch viele meiner
Kollegen — , daß die zurzeit bestehenden Vorschriften des preußi -
fchen Handelsministeriums zur Sicherung eines guten Gewerbelehrer -
Nachwuchses vollkommen hinreichen , und daß zur Er -

ringung besserer Gehaltseingruppierung andere

Wege gegangen werden müssen als die A b d r o f s e l u n g de »

Rätegesetzgebungl
Zwischenstück ?
Betriebszweck der einzelnen Betrieb «, für dringend erforderlich .
Ebenso sind gesetzliche Bestimmungen zu schaffen , nach welchen in

Großunternehmungen die Zahl der Betriebsratsmit -
glieder im Aufslchtsrat auf mindestens vier erhöht wird .
Dies hat auch auf das Gemeinschaftsorgan der Konzerne ( Dochgesell -
schaft ) Anwendung zu finden . Eingehend beschäftigte sich Reichstags -
abgeordneter Genosse A u f h ä u s e r mft der

Gestaltung des Relchswirlschofksraks .
Mit dem Ausbau der Rätegesetzgebung , betonte er , muß unten

begonnen werden . Das Zwischenstück zwischen Betriebsräten
und Reichswirtschaftsrat fehlt . Auch die neue Regierungsvorlage
spricht nicht von diesem Zwischenstück . Bei der Regelung der

Rätesrage müssen Handels - , Landwirtschafts - und Handwerker -
kammern eingegliedert werden . Die Arbeiter müssen auf einer
organischen Verbindung der Handels - und
Arbeiterkammern bestehen . Der Artikel 165 der Verfassung
muß endlich erfüllt werden . Solange die künftige Beschaffenheft der
Handelskammern nicht geNärt ist , darf die Vorlage für den end -

gülligen Reichswirtschaftsrat nicht angenommen werden . Die Ar -

befterfchaft will

den Reichswirlschaftsral nur als Gutachlerstelle .

Gesetzgebende Körperschaften sind berefts genug vorhanden . Wohl
aber muß verlangt werden , daß die Vertreter des Reichswirrschosts -
rotes dessen Vorlagen vor dem Reichstag vertreten können . Die

dreiteilige Gliederung in Unternehmer , Arbefter und „ sonstige
Volkskreise " schafft nur eine formale Parität , praktisch aber
eine Zweidrittelmehrheit für das Unternehmertum , da die . sonstigen
Volkskreise " nur eine verkopple Unternehmerabtei »
l u n a darstellen . Durch diese Vorkehrung ist die B o r l a g e für
die Arbeiterschaft unannehmbar . Zwischen Betriebs -
räten und Reichswirtschoftsrat muh eine organisch « Verbin -

dung hergestellt werden . In der vorliegenden Gestall ist die Ab -

lehnung des Entwurfs durch die Arbeftervertretung unvermeidlich . —

In einer einstimmig angenommenen Entschließung trat die

Konferenz den Forderungen Aufhäusers bei .

Nachwuchses . Auf eine solche läuft meines Erachtens die For -
derung nach Hochschulbildung letzten Endes hinaus . Soweft mir

bekannt , haben die w e n i g st e n der heute amtierenden Gewerbe -
und Berufsschullehrer Hochschulbildung , und sicherlich werden

sie deswegen ihre eigenen Leistungen nicht geringer ein -

s ch 2 tz e n wollen . " _

Ter Lohnstreit in der Seefischerei beigelegt .

Hamburg . 5. Januar . ( MTB . ) Zur Beilegung des Lohnftreftes
in der deutschen Hochseefischerei wurde gestern nach längeren Der -

Handlungen vor dem vom Reichsarbeftsministerium bestellten
Hamburger Schlichter Dr . Stenzel eine Vereinbarung
erzielt , wonach die Heuern um 5bis 6 Proz . erhöht
werden . Di « Regelung gill für das Jahr 1927 . Rur bei wesent »
licher Veränderung der Lebenshaltungskosten kann « ine

Nachprüfung der Heuern ab 1 Juli d. I . stattfinden .

Zusammenschluß in öer Tjchechoslowakei .
Prag , 5. Januar . ( TU. ) Am 1. Januar sind die deutschen

Gewerkschaftsverbände in der Tschechoslowakei dem

tschechischen Gewerkschaftsbund beigetreten . Der

tschechische Gewerkschaftsbund zählt nun mehr als 600 000 Mit -

glieder . Am 20. Februar findet im Prager Gewerkschaftshause
die feierliche Einigungskonferenz der Vorstände der

beiden Gewerkschaftsverbände statt . Der Amsterdamer Sekretär der

Gewerkschaftsinternationale O u d e g e st wird die Festrede halten .

Der slchtsiunSeatag in Selgien .
Wie aus Brüssel berichtet wird , veröffentlicht das �Journal

Officiel " «in königliches Dekret , das das Gesetz über den Achtstunden¬

tag auf alle Ladengeschäft « ausdehnt .

Streikbewegungen in Argentinien .
( ÄGB- ) Nach Angaben des argentinischen Arbeitsministeriums

wurden in der Zeit von Juli 1925 bis Juli 1926 in Buenos
Aires 67 Streiks durchgeführt , an denen insgesamt 6 83 7
Arbeiter beteiligt waren . Kennzeichnend für die Schwäche
der argentinischen Gewerkschaftsbewegung ist die Tatsache , daß diese
Streiks fast ausschließlich auf Einzelbetriebe entfallen und
55 der Konflikt « ohne Erfolg beendigt wurden . An den
erfolgreichen Streiks waren 2756 Arbeit er beteiligt ,
wovon 6 78 Mitglieder des der freigewerkschastlichen Landes -
zenttale angeschlossenen Bekleidungsarbeiteroerbandes .
Die durchschnittliche Dauer der Streiks betrug 4,3 Arbeitstage im
zweiten Halbjahr 1925 und 11 Arbeitstage im ersten Halbjahr 1926 .
Die kurze Dauer der Streits und der geringe Erfslg muß wohl auf
das Fehlen von regeltnäßig gespeisten Wider -
standskossen , die vielfach von anorcho - syndika -
listischen Prinzipien bestimmCe Streiktaktit und
die innere Schwäche der meisten Gewerkschaften zurückgeführt werden .

Hoffentlich wird die aufklärende Arbeit der Führer der dem
IGB . angeschlossenen freigewerkschasllichen Landeszentrale , die über -
all Fuß zu fassen beginnt , den Mftgliedern der anderen Gewerk -
schaften bald die Einsicht vermitteln , daß erfolgreiche Aktionen nur
aus dem Wege moderner gewerkschaftlicher Kampfmethoden möglich
sind . _

Die Fachabtellung der Frlseurgehissen ( Arbsitnehmerverband
des Friseur - und Haargewerbes ) hiell am 2. Januar in Haverlands
Festsälen eine Feier ab . die hauptsächlich der Bescherung der Kinder

der Mitglieder , insbesondere der der erwerbslosen Kollegen , galt .
Die Veranstaltung nahm einen guten Verlauf und verstärkte da »
Zusammengehörigkeitsgefühl .

lieber die Gastwirlsbetriebe in Friedrichshagen wird uns vom
Zentraloerband der Hotel - , Restaurant - und Cof6 < An gestellten mft -

geteill , daß die Lotale Hubertus , Inhaber Gastwirt Maus , und

Cafe Mignon , Inhaber Danziger , für organisierte Gast -
wirtsgehilfen gesperrt sind . Auch die Sperre über den Betrieb
Neu - Helgoland bei Rahnsdorf besteht weiter .

Geregelt sind die Verhältnisse in folgenden Betrieben : M ügge l -

f ch l ö ß ch e n , Inhaber Wiegert ; Strandschloß . Rübezahl .
Inhaber Müller ; Prinzengarten , Inhaber Prinz . —

Verein « , welche beabsichtigen , für das kommende Jahr Ausflüge
nach Friedrichshagen und Umgegend zu machen , werden gebeten , sich
zuvor an den Zentraloerband , Elsasser Straßer 86/88 ( Norden 1813
und 804 ) , zu wenden .

Die Zahl der Arbeitslosen in England betrug am 24. Dezember
1 351 000 , da » find 41 261 mehr als in der Lorwoche .

WLütflHcrft
Aufwertung uns Spartätigkeit .

Die Aufwertung in den Scmstimvereinea .
Boa konfmngenossenfchaftllcher Seit « werden wir in beachten ? -

werter Weise auf die Unterschied « aufmerksam gemacht , die

zwischen den Aufwertungsmethoden der öffentlichen oder unter

Staatsaufsicht stehenden Kassen und denjenigen der konsumgenoflen -
schastlichen Spareinrichtungen bestehen . Auf die erheblich « Besser -

stellung der Spartasseneinleger gegenüber den Kunden der

Privatbanken , die alles verloren haben , haben wir schon
früher aufmerksam gemacht .

Bekanntlich ist der Aufwertungssatz für die öffentlichen Spar¬
kassen allgemein aus 12� Proz . festgesetzt ; die Konsumverein « waren
fast ausnahmslos in der Lage , die ihnen anvertrauten Gelder höher
aufzuwerten . So hat z. B. die Konsumgenossenschaft
Berlin durch Generalversannnlungsbeschluß zwanzig Proz .
als Auswertungssatz bestimmt . Noch größer sind die Verschiedenheiten
zugunsten der konsumgenossenschastlichen Sparkasse , wenn man die
Art und Weise der Auswertungsberechnung näher an -
sieht . Bei den öffentlichen Sparkossen ist das sogenannt « Wilhelms -
hovener System zugrunde gelegt , wonach nur die

Papiermarkeinzahlungen eine Umrechnung in Goldmark
erfahren . Bei den Konsumvereinen werden die Papiermarkaus -
Zahlungen wie die Einzahlungen in Goldmart umgerechnet
und in diesem geringerem Betrage ooni aufzuwertenden Guthaben in

Abzug gebracht , wodurch erheblich « Summen den Sparern erhalten
blieben . Das Wilhelmshaven « ! Auftvermngsfyftem , in der Konsum -
genossenschastssparkass « angewandt , hätte den Konsumvereinen einen
viel höheren nominellen Aufwertungssatz ermöglicht .

Di « letzte Auftvertungsoerordnung läßt auch erhebliche Unter -
schiede in der Verzinsung und in der Rückforderungs -
berechtiguvg auftreten . Bei den öffentlichen Sparkassen erfolgt
«in « Verzinsung der aufgewerteten Spargeldsummen erst von »
1 Januar 1927 ab und zwar mit 2 Proz . ; die Sparkasse der Konsiun -
genossenschast hat die Verzinsung bereitszweiIahrefrüher ,
am 1. Januar 1925 , eintreten lassen zu dem gleichen Zinssatz wie

für neu « Spareinlagen ; dieser Zinssatz betrug zuerst 6 Proz . und
beläust sich zurzeit auf VA Proz . Weiter « Vorteile für den Sparer
in der Konsumgenossenschast ergeben sich hinsichtlich der Rückfordc -
rungsberechtigung der aufgewerteten Beträge . Die neu « Aufwertungs -
Verordnung bestimmt , daß die Gläubiger der öffentlichen Sparkassen
erst vom 1. Januar 1 9 3 0 ab berechtigt sind , « i n Drittel
des ausgewerteten Spargeldbetrages zu kündigen : klein « Erleichte -
rungen find vorgesehen für die im Alter von mehr als 65 Jahren
stehenden Sporer und für Gläubiger mit nachweisbar unter 800 Mark
liegendem Jahreseinkommen . Die Berliner konsumgenossenschastliche
Sparkasse gibt ihr « gesamten aufgewerteten Spargelder ohne Ein -
schränkung des Rückzahlungsbetrages bereits vom 1. Januar
1 9 2 7 ab für Kündigungen und Abhebungen frei ; bedürftigen
Sparern ist sie noch weiter entgegengekommen , indem sie einige
Hunderttausend Mark schon in den Iahren 1925 - 26 zurückgezahlt hat .

In diesen Borteilen ist wohl zu einem guten Teil der stark «
Ausschwung der Berliner Genossenschaftsspartass « in den letzten Iahren
begründet ; das Vertrauen der Sparer zu ihrem eigenen Unternehmen
ist gestärkt worden . Trotz der Wirffchaftskrif «, die ja besonder » stark
aus der sich zu 80 Proz aus Arbeitern zusammensetzenden Mftglied -
chaft der Konfumgenosienlchaiten lastet und dem übergroßen Teil der

Mitglieder das Sparen unmöglich macht , wächst der Einlagenbestand
monatlich um rund % Million Mark und hat heut « bereftz die
13. Million erreicht . Sicher führt zu dieser bevorzugten Benutzung
der Konsumsparkasie durch die Mitglieder auch der Gedanke , daß
fir die Geldanlage in der Konsumgenossenschaft Gewähr geboten ist .
daß die Sporgelder gemeinwirtschaftliche Derwendung
finden . _

flus öer Partei .
» Die Gesellschaft " . Das soeben erschienene Heft Nr . 1 ( Januar

1927 ) bringt u. a . folgende Artikel : Dr . Karl Renn er - Wien : Der
Streit um die Demokratie . — H N. B r a i l s f o r d - London :
Die vertorene Schlacht der Bergarbeiter . — Dr . Gregor 581 en »
stock : Frankreich vor der Stabilisierung . — Karl Ka u t s ky :
De Man als Lehrer . — Bücher usw . — Bestellungen zum Heft¬
preise von 1,50 M. nehmen die Zeitungsboten und alle isiarteibuch -
Handlungen entgegen .

Die schwedische Sozialdemokratie hat im Jahre 1926 1 3 0 0 0
Mitglieder gewonnen und nahezu 80 neue Orts -
vereine gegründet . Seit fünf Iahren geht die Partei ununter -
brachen vorwärts .

ver - ntw - rtlich für Politik ' Dr. Ceti Sei ) «; Wirtschaft : 9 . »Uugtnäftt ;
totattrffaflibemettvna ; gr . Sftkora ; geuMeton : Dr. Z- bn Schikow�i : »otalr ,

und Eonstigrs : gritz »arslädt : Anjciarn : Zh. Sl »ck«: sämtlich in Berlin .
Drrlaa : Vormärtz - Brrlag G. m. b. L. . Berlin . Druck: Borwärls »Buchdrucktrri
und Vrrlaqoanstalt Paul Singer u. Co. , Berlin EW 68, Lindcnsirailr 3.

Derüncr Elektriker
1 * OenossensdiaU
angetch I. dem Verb . sor . Baubetriebe
Berlin N. 24, Elsässer Str . 86 - 88

Fernsprecher ! Norden 652S, 63c *
Filiale Westen , Wilmersdorf
Landbausstr . 4. Tel . ; Pfaliburc 9831
Anastellangarttanie und Lager :
AlexanderstraO « 39 - 40 ( Alexander
Passage ) , Telephon : KBnfgstadt 340

Herstellung elektr . Licht - ,
Kraft - und Signalanlagen . Ver -
kauf aller elektr . Bedarfsart ' kel

Aus ' ühr - . sämti . keparaturen

Preiswerte , eediejene Arbeit
V -

Alben Sprlngare
Grofigaragc and Tankstelle

Tag und Nacht ceöflne ;
Auto - Reparatur - Werkslati
FemSpr . Norden 1216 u. Alexander « 7 j
Lothringer Star . 107 , Ecke Linien '

streb « 14 » am Prenzlauer Tor .

Die

milden
hocharomatischen

Feinschnitte

Europa
rot . . . . .30 PL

40 Slanlol 40 PL

50 . 50 PL

Oold . 60 PL

Saudi ( olialifalirik

Ebner Krämer
mesiodi b .
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